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Kinder gehören wie die 
Älteren in die Mitte unserer 
Gesel lschaft .  Deshalb hat 
die Bundesregierung jüngst 
d e n  vo n  B u n d e s u mwe l t-
minister Dr. Norbert Röttgen 
MdB vorgelegten Entwurf 
für ein Gesetz zur Privilegie-
rung von Kinderlärm beschlos-
sen. Damit wird das Bundes-
immissionsschutzgesetz so 
geändert,  dass Geräusche  
von Kindertageseinrichtun-
gen und Kinderspielplätzen  
im Regelfall keine „schäd-
lichen Umwelteinwirkungen“ 
mehr sind. 

Kindergärten und Kitas ge- 
hören nach meiner festen Auffassung nicht in städtebauliche 
Randgebiete – ebenso wenig wie Alten- und Pflegeheime. Wenn 
die Gesetzesänderung beschlossen wird, ist Schluss damit, dass 
Kinderlärm wie Lärm von Industrieanlagen oder Straßenlärm 
behandelt werden darf. 

Mit dieser Gesetzesänderung soll verhindert werden, dass 
Kindertageseinrichtungen und -spielstätten aus Wohngebieten 
verdrängt werden oder hinter hohen Lärmschutzwänden ver-
schwinden, weil Anwohner sich vom Toben der Kinder belästigt 
fühlen. Kinderlärm darf kein Anlass für gerichtliche Auseinander-
setzungen sein.

Im Gegenteil, die Geräuscheinwirkungen, die von Kitas 
und Spielplätzen ausgehen, stehen unter einem besonderen 

Liebe Leserin, lieber Leser,

Editorial

Editorial      

Thomas Rachel MdB 
Bundesvorsitzender des EAK der CDU/CSU 

Kinderlärm darf kein Anlass für 
gerichtliche Auseinandersetzun-
gen sein.

Toleranzgebot der Gesellschaft. Dass Kinder toben und schreien 
gehört zu ihrer kindlichen Entwicklung und Entfaltung und das 
ist grundsätzlich zumutbar. Die Änderung zugunsten junger 
Familien ist auch ein Zeichen dafür, dass Kinder zum Sinn des 
Lebens gehören, ein großer Reichtum sind und Freude bereiten. 

Mit einer Änderung der Baunutzungsverordnung sollen Kin-
dertageseinrichtungen in reinen Wohngebieten in der Größe, die 
der Gebietsversorgung angemessen ist, generell zugelassen wer-
den. Für viele junge Familien wird der Weg zur nächsten Kita kür-
zer, die Entscheidung vor allem berufstätiger Paare für ein Kind 
leichter. Damit wird ein wichtiger Schritt hin zu einer familien-
freundlichen Gesellschaft getan. 

Insgesamt werden so die Rechte für die Kinder gestärkt.  
Kinder sind unsere Zukunft, sie gehören zu unserem Leben und 
in unsere Mitte. Kindergeräusche als Ausdruck einer leben-
digen Gesellschaft müssen akzeptiert werden. Schließlich wa- 
ren wir alle einmal Kinder, die gerne getobt, geschrien und 
gelacht haben. 

Allen Leserinnen und Lesern wünsche ich eine geseg-
nete Osterzeit.
  
Mit herzlichen Grüßen
Ihr
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Das „C“ im Namen

E s ist 65 Jahre her, dass Dietrich 
Bonhoeffer im KZ Flossenbürg 
ermordet wurde. Er hat ein Chris-

tenleben propagiert, das Verantwor-
tung für die Welt übernimmt. Eines, das 
auch individuell das „C“ in seinem Namen 
führt. „Beten und Tun des Gerechten“ im 
privaten Christsein und als Wahrnehmung 
der politischen Verantwortung gehören 
zusammen. Beides ist, wie Bonhoeffer 
sagt, die Aufgabe von Christenmenschen 
in der Welt. Mit ihrer Arbeit, an dem Platz, 
an den sie jeweils gestellt sind, beken-
nen sie ihren Glauben, denn „Flucht in die 
Unsichtbarkeit“ ist nach Bonhoeffer „Ver-
leugnung des Rufes“.    

Wir haben nicht den Auftrag, eine 
religiöse Organisation am Leben zu erhal-
ten oder ein frommes Leben zu führen, 
sondern Zeugen Christi an die Welt zu 

sein. Priorität soll nach Bonhoeffer die 
Frage danach haben, wie wir mitten in der 
Welt Christus verkündigen können und 
was Menschen, kleine und große, für ihr 
Leben brauchen. „Mitten im Leben muss 
Gott erkannt werden“, mahnt Bonhoef-
fer, „im Leben und nicht erst im Sterben, 
in Gesundheit und Kraft und nicht erst im 
Leiden.“ Deshalb ist seine Theologie eine 
konkrete, eine, die den Menschen im Blick 
hat. Eine, die politisch ist. 

In den Zeiten der Nazibarbarei haben 
sich Christenmenschen gefragt: Wie da-
mit umgehen, dass der Staat in unsere 
Belange eingreift? In welcher Weise unter-
scheidet sich Kirche grundsätzlich vom 
Staat? Wem gebührt ihr Gehorsam? Aktu-
elle Fragen nach der Identität von Kirche. 
Kirche muss moderner werden, sagen die 
einen, damit sie den Heutigen gerecht 

wird. Andere fordern eine politischere  
Kirche, die sich einmischt in gesellschafts-
politische und globale Fragen. Bloß nicht, 
sagen andere. Nicht dem Zeitgeist hin-
terher hecheln, sondern die Tradition 
bewahren und vor allem aus der Politik 
heraushalten. 

Dritte wollen einen moderaten Kurs 
der Anpassung an die Postmoderne 
fahren. Nicht auffallen, aber auch nicht 
untergehen in der Gegenwart. Die Barmer 
Theologische Erklärung von 1934, die in 
unserem Gesangbuch steht, ist eindeutig: 
Christenmenschen können nur auf Chris-
tus vertrauen und ihm allein gehorchen. 
Er ist Gottes Zuspruch der Vergebung, 
sein Anspruch auf unser ganzes Leben. 
Wer anderen Herren dient, verfällt der 
Irrlehre. Wir gehen auch als Politiker und 
Politikerinnen in die Irre, wenn wir uns 
nach Belieben oder jeweils herrschender 

Von Geistesgegenwart und Gewissensfreiheit eines Christenmenschen

Regionalbischöfin Susanne Breit-Keßler



4 Evangelische Verantwortung      3+4 | 11

weltanschaulicher oder politischer Men-
talität verhalten.  

Der Staat hat die Aufgabe, für Recht 
und Frieden zu sorgen. Ein Staat, der 
zur totalen Ordnung werden will, ver-
stößt ebenso gegen seinen Auftrag wie 
eine Kirche, die staatliche Würde bean-
sprucht oder sich instrumentalisieren 
lässt. Wir sind nicht anders als unsere Vor-
fahren immer wieder in der Gefahr, uns 
vorschnell anzupassen, unsere eigene, 
momentane Meinung 
absolut zu setzen oder 
umlaufende Überzeu- 
gungen unkritisch zu 
übernehmen. Wir tun 
gut daran, uns selbst 
nach unserem Verhalten heute zu fra-
gen. Unsere berechtigte und notwen-
dige Anerkennung des Rechtsstaates hat 
in der Gottesfurcht ihren Grund und ihre 
Grenze. 

U nser Staat hat um der Menschen 
willen für Recht und Frieden zu 
sorgen – Kirche strebt selber 

keine politische Machtausübung an, son-
dern erinnert den Staat an seine Aufga-
ben und Grenzen und ist sich der eige-
nen bewusst. Sie weist Regierende und 
Regierte auf ihre Verantwortung hin. 
Aber jede Erinnerung, jeder Hinweis 
bedarf der sorgsamen theologischen 
Erkenntnis und Begründung. Wir befin-
den uns gegenwärtig in einer bedroh-
lichen Finanz- und Wirtschaftskrise.  
Der Geist nicht der Wahrheit, nicht des 
Seins, sondern der des Habens hat uns da 
hinein geführt. 

Schnelle Renditen, der Wunsch nach 
Mehr, unabschätzbare und oft unverstan-
dene Risiken sind sein Wesen – ebenso 

wie die kalte Feststellung, dass es eben 
Verlierer und Gewinner auf dem Markt 
geben müsse. Auf Gottes Wort hören 
und ihm vertrauen und gehorchen: Von 
hier aus gewinnen wir Maßstäbe für 
Gerechtigkeit. Wir brauchen ein sozi-
ales, wirtschaftliches Verhalten, das 
Orientierung an der Menschenwürde, 
nicht den Pragmatismus des bloß eige-
nen Interesses an erste Stelle setzt. 
Gott selbst hat darauf verzichtet, sich 
in einem himmlischen Jenseits ungestört  
zu aalen. 

Er ist Mensch geworden, hat sich 
Missverständnissen und Angriffen aus-
gesetzt. „Gehet hin in alle Welt“ heißt 
es im Taufbefehl Jesu (Mt 28,19). Das ist 
eine eindeutige Aufforderung, sich hinein 
zu begeben mitten in die Welt und Profil 
zu zeigen. Dieses Profil kann nur gewon-
nen werden im persönlichen und gemein-
samen Hören und Bedenken des Wortes 
Gottes. Das ist geistvolle Selbstbeschei-
dung, die nicht politische Schwäche, son-
dern christliche Stärke zeigt – denn es 
geht nicht um unsere Meinung, um das, 
was wir gerne durchsetzen. 

Es geht um das Ringen und Suchen 
nach der Wahrheit, die von Gott kommt. 
Wo sind wir heute gefordert? Dort, wo 
ein oberflächliches Menschenbild pro-
pagiert wird. So sehr, dass Kleine und 
Große, die ihm nicht entsprechen, nicht 

m e h r  i h r e r  W ü r d e 
gemäß geachtet wer-
d e n .  I c h  d e n ke  a n 
Menschen mit Be-hin-
derungen, deren Le-
bensrecht, vor allem, 

wenn sie ungeboren oder noch Kin-
der sind, in Frage gestellt wird. Wir sind 
gefordert in der Pflege von Alten und 
Kranken. Im Umgang mit den Schwäch-
sten, dem ungeborenen, dem behinder-
ten und dem alten Leben zeigt sich, ob 
wir ein „C“ im Namen tragen. 

Es zeigt sich an all diesen Fragen, ob 
wir beseelt sind von einem reinen Nut-
zen- und Effizienzdenken, ob unsere 
Mentalität geprägt ist durch die Vermei-
dung allen Leidens. Oder ob wir unsere 
Freiheit als Kultur der Barmherzigkeit 
leben, auf Gott hören, ihm vertrauen 
und gehorchen. Manchmal sagen Volks-
vertreter zu Christen: „Das ist Politik, 
das geht euch nichts an. Kümmert euch 
um das Seelenheil und die Ewigkeit“. 
Umgekehrt sagen Christen: „Das ist eine 
Gewissensentscheidung“, und sie versäu-
men, sie zu begründen und um Verständ-
nis zu werben. 

Ein Wort, das klare Aussagen zum 
Verhältnis von Kirche und Staat, von 

Christen, Gesellschaft und Politik macht,  
steht im 22. Kapitel des Matthäusevange-
liums.

Da gingen die Pharisäer hin und hielten 
Rat, wie sie ihn in seinen Worten fangen 
könnten; und sandten zu ihm ihre Jünger 
samt den Anhängern des Herodes. Die spra-
chen: Meister, wir wissen, dass du wahrhaf-
tig bist und lehrst den Weg Gottes recht und 
fragst nach niemand; denn du achtest nicht 
das Ansehen der Menschen.

Darum sage uns, was meinst du: Ist‘s 
recht, dass man dem Kaiser Steuern zahlt 
oder nicht?

Als nun Jesus ihre Bosheit merkte, 
sprach er: Ihr Heuchler, was versucht ihr 
mich? Zeigt mir die Steuermünze! Und sie 
reichten ihm einen Silbergroschen.

Und er sprach zu ihnen: Wessen Bild 
und Aufschrift ist das?

Sie sprachen zu ihm: Des Kaisers. Da 
sprach er zu ihnen: So gebt dem Kaiser, was 
des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist!

Als sie das hörten, wunderten sie 
sich, ließen von ihm ab und gingen davon.                       
(Matthäus 25,15-22)

D ie Steuerfrage – hoch aktuell: 
Eine Falle wird Jesus gestellt. 
Ein Meisterstück der politischen 

Intrige. Da sind die Herodianer, Anhän-
ger der Staatspartei. Sie paktieren mit den 
römischen Besatzern. Klar, dass sie sagen: 
Steuern muss man zahlen. Was die poli-
tischen Führer wollen, muss gemacht wer-
den. Wenn Jesus ihnen Recht gibt, dann 
hat er es mit den jüdischen Anhängern 
verdorben. Da sind die anderen, die Pha-
risäer – beleidigt, weil die Römer im Land 
anderen Göttern huldigen, weil sie den 
Glauben Israels mit Füßen treten, weil sie 
die Juden mit Abgaben und Steuern aus-
pressen bis aufs Blut. 

Sie denken: Gott erlaubt es nicht, den 
Heiden Geld in den Rachen zu werfen. 
Stimmt Jesus ihnen zu, hängen sie ihn hin 
als Volksverhetzer. Ein klares Wort wird 
von Jesus erwartet – aber was immer er 
sagt, es wird gegen ihn verwendet wer-
den. Ihre Fangfrage verpacken Herodianer 
und Pharisäer in schmeichelnde Worte. 
Es ist immer verdächtig, wenn Gegner 
einen anfangen zu loben. Da muss man 
sofort hellhörig werden. Es mag psycho-
logisch raffiniert sein, wie Staatstreue und 
fromme Bedenkenträger hier mal Seite  
an Seite marschieren, um Gott selbst 
hereinzulegen. 

Aber es funktioniert nicht. Es bringt 
auch nichts, wenn man heute, in unserer 
Zeit, eine falsche Alternative aufmacht 
zwischen krit ikloser Anpassung an 
Staat und Gesellschaft und einem arro-
ganten Rückzug in die Innerlichkeit. Mit 

Ein Staat, der zur totalen Ordnung 
werden will, verstößt ebenso gegen 
seinen Auftrag wie eine Kirche, die 
staatliche Würde beansprucht.

Das „C“ im Namen

Spendenstand
Seit dem 4. Januar 2011 haben ins-
gesamt 52 Spender 3.060,00 EUR für  
die Evangelische Verantwortung ge-
spendet. Wir möchten uns herzlich  
bei Ihnen für diese Unterstützung 
bedanken.

Unterstützen Sie die Arbeit des EAK 
der CDU/CSU:
Commerzbank Berlin, BLZ 100 400 00,
Konto-Nr. 266 098 300

Informieren Sie sich über die Arbeit 
des EAK: www.eak-cducsu.de
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Machthabern zu paktieren ohne eige-
nes Profil zu zeigen ist genauso unchrist-
lich, wie sich desinteressiert von den Pro-
blemen der Zeit und der Mitmenschen 
zu verabschieden. Unser reformato-
rischer Ahnherr Luther hat von zwei Rei-
chen gesprochen, in denen wir leben. Das  
eine ist das Reich Christi, in dem Gott 
sein Regiment durch Wort und Sakra- 
ment führt. 

W ir spüren etwas davon, wenn 
wir uns freuen können, wenn 
wir lieben und geliebt wer-

den, wenn wir traurig sind und getrö-
stet werden, wenn wir neue Kraft bekom-
men oder Mut, in Krisen weiterzumachen. 
Das andere ist das Reich der Welt, in 
dem Gott, wie Luther sagt, durch welt-
liche Herrschaft regiert. In diesem Reich, 
in Staat und Gesellschaft, sind wir mal 
mehr, mal weniger erfolgreich damit 
beschäftigt, möglichst vernünftig, sorg-
sam und respektvoll zu agieren. „Dem 
Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was 
Gottes ist“ – das klingt nach klarer Tren-
nung zwischen hie Kirche, Glaube und da 
Welt, Politik. 

Aber das ist ein gigantisches Miss-
verständnis. Jesu Antwort und Luthers 
Unterscheidung sorgen zunächst ein-
mal für klare Zuständigkeiten. Da gibt  
es einen Kaiser, gleich, ob man ihn mag 
oder nicht, da gibt es eine Kanzlerin oder 
einen Ministerpräsidenten, eine Bundes- 
und eine Staatsregierung. Es gibt Abge-
ordnete und Staatssekretäre, Landräte, 
Bürgermeister und Parteipolitiker. Diese 
haben ihre Aufgaben zu erfüllen, so gut 
sie es eben vermögen. Sie übernehmen 
Verantwortung. An sie wird Macht dele-
giert. Zunächst also werden Zuständig-
keiten geklärt. 

J esus weist damit die Frage, ob man 
auch unangenehmen Bürgerpflich-
ten nachkommen solle, als unsinnig   

     zurück. Er lässt seine Kontrahenten 
Geld aus der Tasche ziehen. Was fragen 
sie nach dem Sinn einer Wirklichkeit, 
in der sie selbstverständlich leben? Sie 
haben Geld in der Tasche, sie benutzen es
– was soll das Getue? Das Pathos des „Ich-
habe-mit-dem-schmutzigen-Geschäft-
von-Politik-und-Wirtschaft-nichts-zu-
schaffen“ ist ein falsches, geheucheltes. 
Wir stecken alle mittendrin – wir verhal-
ten uns immer politisch, auch wenn wir 
nicht wählen, auch wenn wir wegsehen 
und keinen Finger rühren. 

Unterscheiden sollen wir, was Gott 
an Liebe und Versöhnung schenkt: Von 
der Welt mit ihren Sonnen- und Schat-
tenseiten, in der wir mit unseren Gaben 
und Schwächen leben. Unterscheiden 

– aber nicht auseinander fallen lassen. 
Die zwei Reiche immer vor Augen haben – 
das ist so, als würde man mit beiden Bei-
nen fest auf der Erde vergnügt zum Him-
mel schauen. Unser christlicher Glaube 
ist alltagstauglich. Schon deswegen, weil 
er Präsenz verlangt, Geistesgegenwart 
und Gewissensfreiheit, die eigene, christ-
lich begründete Entscheidung zu treffen – 
in der Gewissensfreiheit eines Christen-
menschen.

Die reformatorische Hochschät-
zung des Gewissens bewegt heute auch 
viele Menschen, die dem christlichen 
Glauben eher distanziert gegenüberste-
hen. Im Gewissen geht es um die Ein-
heit und Ganzheit der Persönlichkeit –  
niemand kann sich in 
seinen Gewissensent-
scheidungen von an-
deren vertreten lassen 
oder die Verantwor-
tung dafür abgeben. 
Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Gewissensentscheidung als „ein unmit-
telbar eindeutiges Gebot unbedingten 
Sollens“ bezeichnet, „das den Charakter 
eines unabweisbaren, den Ernst eines die 
ganze Persönlichkeit ergreifenden sitt-
lichen Gebots“ trägt. 

Individuelle Gewissensentscheidun-
gen bedeuten keine Narrenfreiheit. Man 
kann nicht alles zu einer dramatischen 
Gewissensentscheidung machen. Und 
wenn es tatsächlich um Entscheidungen 
des eigenen Gewissens geht, bei denen ja 
immer auch das Wohl von Mitmenschen 
auf dem Spiel steht, müssen sie einsichtig 
gemacht, zumindest aber zur Diskussion 
gestellt werden. Umgekehrt kann man 
denen, die sich auf ihr Gewissen berufen, 
nicht einfach autoritär von oben herab 
kommen. Christen sind Staatsbürger und 
-bürgerinnen. Sie haben Recht und Pflicht, 
sich einzumischen. 

Das lässt sich glasklar biblisch be-
gründen. Soll man Steuern zahlen, fragen 

die Heuchler, obwohl 
sie das Geld längst in 
der Tasche haben und 
damit wirtschaften. 
Sie kriegen von Jesus 
eine Antwort, nach der 

sie nicht gefragt haben: „Gebt Gott, was 
Gottes ist.“ Es geht nicht um die Frage, 
taugt dieser Kaiser was, mögen wir diese 
Regierung, wie gefällt uns die Opposi-
tion, auch nicht um das Verhältnis Kir-
che – Staat, Christen – Politik. Jesus ver-
ändert den Blickwinkel. Gott geben, was 

Im Umgang mit den Schwächsten, 
dem ungeborenen, dem behinderten 
und dem alten Leben zeigt sich, ob 
wir ein „C“ im Namen tragen. 

Das „C“ im Namen

Pressemitteilung vom 14.1.2011

Zum jetzt bekannt gewordenen Fall eines von der Kommission der Europä-
ischen Union (EU) herausgegebenen Jugendkalenders, in dem die Angaben über 
die christlichen Feiertage fehlen, erklärt der Bundesvorsitzende des Evangelischen 
Arbeitskreises der CDU/CSU (EAK) und Parlamentarische Staatssekretär Thomas 
Rachel MdB:

„Es ist absolut unverständlich und zutiefst befremdlich, wie die EU-Kommis-
sion europaweit einen Jugendkalender publizieren konnte, in dem zwar die zahl-
reichen Feiertage anderer Religionen aufgeführt werden, ausgerechnet die christ-
lichen aber völlig fehlen. 

Denn gerade die christlichen Feste und Zeiten sind es, die unser gemein-
sames kulturelles Selbstverständnis in Europa prägen und bis heute den Rhythmus 
unseres bürgerlichen Kalenderjahres mitbestimmen. 

Dieser Vorfall offenbart eine weitere, erschreckende Entfremdung einer füh-
renden europäischen Arbeitsebene von den eigenen christlich-abendländischen 
Wurzeln und eine unverantwortliche Ignoranz gegenüber der eigenen Kulturge-
schichte sowie den identitätsstiftenden Wertetraditionen Europas. 

Nur ein Europa, das sein eigenes religiöses und kulturelles Erbe achtet und 
bewahrt, und das gerade auch seine christlichen Quellen nicht verleugnet, kann 
eine Zukunft haben.“

EU-Kommission offenbart Entfremdung von den 
christlich-abendländischen Wurzeln
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ihm zusteht – das heißt, sich stets zu fra-
gen, wie wir vor ihm dastehen, wie unser 
Umgang mit anderen ihm erscheint. 

Jesus relativiert die Macht von Men-
schen, in dem er den weltlichen Herren 
und Damen Gott gegenüberstellt. Kaiser, 
Politiker, eine Regierung – sie sind Men-
schen, die menschlich und damit wie jeder 
von uns auch manchmal unmenschlich 
handeln. Von Staat und Politik kann nur 
Menschliches, nichts Überirdisches erwar-
tet werden. Soviel Rea-
lismus muss sein. Dem 
Kaiser zu geben, was 
des Kaisers ist, bedeu-
tet: Loben und aner-
kennen, was gelingt. Anpacken, wo unsere 
Mitarbeit nötig ist. Wissen, dass Verant-
wortung übernehmen auch bedeutet, Feh-
ler zu machen und schuldig zu werden. 

Das „C“ haben wir in unserem Namen, 
wenn wir eine profilierte, werte- und ver-
antwortungsbewusste Elite quer durch alle 
Gesellschaftsschichten bilden, wenn wir 

Das „C“ im Namen

Christen sind Staatsbürger und -bür-
gerinnen. Sie haben Recht und Pflicht, 
sich einzumischen. 

Susanne Breit-Keßler 
ist Regionalbischöfin, ständige 
Vertreterin des Bayerischen 
Landesbischofs sowie Super-
intendentin im Kirchenkreis 
München und Oberbayern

Augen und Ohren offen halten und einen 
wachen Verstand pflegen. Vor allem aber, 
indem wir den Zeitgenossen das Herz auf-
schließen – im doppelten Sinn: Das eigene 
für Fragen, Ängste, Sorgen und Träume der 
Mitmenschen und das ihre für die frohe 
Botschaft, die wir Christenmenschen zeit-
gemäß weiterzusagen haben. 

Der Silbergroschen trägt das Bild 
des Kaisers, des damals führenden Politi-
kers. Lebt damit, sagt Jesus, kommt euren 

Pflichten nach, esst, 
trinkt, handelt, zahlt 
Steuern. Aber habt 
Gott als Bild im Her-
zen, in der Seele und 

im Verstand. Kein Kaiser, kein Kanzler, 
keine Politik hat uns zu prägen, sich ein-
zugraben in unser Innerstes. Was uns aus-
macht und bestimmt, darüber hat Gott 
entschieden. Und wir entscheiden jeden 
Tag neu mit ihm, wer und was wir sind. 
Zu allen Zeiten dürfen wir uns darüber 
freuen, dass wir bei Gott geliebte Men-
schen sind – samt den Fehlern, die wir 

privat und gesellschaftlich machen, mit 
unseren weisen persönlichen und poli-
tischen Entscheidungen. 

Das ist auch ein Anlass, sich immer 
wieder neu in die Verantwortung für 
das eigene Leben und das anderer wahr-
haftig ‚hineinzustürzen‘. Es ist unsere 
Aufgabe und unsere Chance, geistlich 
und geistig in Bewegung zu bleiben. 
Wir selber und unsere Welt werden 
immer wieder erneuert. Das Schönste 
daran ist:  Persönliche und gemein-
same Reformation ist möglich – das 
hat uns Gott verheißen. 

Der Vortrag wurde auf der Tagung des EAK-Mittel-
franken in Heilsbronn am 1. Mai 2010 gehalten.

Der EAK auf dem 33. Deutschen Evangelischen  
Kirchentag in Dresden (1. – 5. Juni 2011)

Bereits jetzt vormerken:
Der traditionelle Kirchentagsempfang des EAK mit prominenten Vertretern aus Kirche und Politik 

am Mittwoch, dem 1. Juni 2011, ab 20.30 Uhr, 
im Lichthof der ENSO-Hauptniederlassung Dresden.

(Die Anmeldeinformationen erhalten Sie mit der nächsten Ausgabe 5+6|2011.) 

Besuchen Sie auch unseren Stand (E21) auf dem „Markt der Möglichkeiten“ in der Halle 4 West auf dem Messe-
gelände Dresden. 
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A ngesichts der vielfältigen Nach-
richten über Eurorettungsschir- 
me, Bankenpleiten, Verschul-

dungen der europäischen Peripherie-
staaten Griechenland, Portugal, Irland 
und die Einrichtung so genannter „Bad 
banks“ fragen sich viele Bürger wie es mit 
unserer gemeinsamen Währung Euro wei-
tergeht. Zur Beantwortung dieser Frage 
sollten wir zwei Problemkreise unter-
scheiden und gesondert analysieren: 

1. Die Banken-, Finanz- und Wirtschafts- 
krise nach Zusammenbrechen der 
Lehmann-Brothers-Bank in Amerika 

Verursacht durch leichtfertige Hy-
pothekenkredite in den USA, durch 
nicht regulierte Finanztransaktionen, 
Hedgefonds, Derivate sowie leichtfer-
tige Bewertungen durch amerikanische 
Ratingagenturen wurde eine welt-
weite Wirtschaftskrise ausgelöst, die 
sich derzeit ihrem Ende zuneigt und die 

Wie sicher ist der Euro?

Deutschland und China überdurchschnitt-
lich gut überstanden haben, an deren Fol-
gen aber viele andere Länder noch leiden. 

In Europa hat diese Krise den Erlass 
einer Vielzahl neuer Gesetze, Rege-
lungen und Einrichtungen neuer Behör-
den ausgelöst, die alle den Sinn haben, 
eine ähnliche Wirtschaftskrise zukünf-
tig zu vermeiden. Wichtigste Beschlüsse 
sind unter anderem die Errichtung dreier 
neuer Europäischer Finanzagenturen, die 
die Bereiche Versicherungen (EIOPA mit 
Sitz in Frankfurt), Aktien und Wertpa-
piere (ESMA mit Sitz in Paris), sowie Ban-
ken (EBA mit Sitz in London) konkret und 
intensiv überwachen und kontrollieren 
sollen. Hinzu kommt ein Maßnahmebün-
del von sechs großen EU-Gesetzeswer-
ken, die das Finanz- und Bankenfinanzsy-
stem insgesamt sicherer machen sollen.  
Des Weiteren gehören zu diesem Gesamt-
system auch die Vereinbarungen von 
Basel I, Basel II und Basel III. So soll z.B. 

bei Basel III die Verbesserung der Eigen-
kapitalausstattung der Banken und bei 
Basel II die genaue Beurteilung der Kre-
ditnehmer gesichert werden, um zukünf-
tig Bankenpleiten zu verhindern. 

Insgesamt kann zu diesem Aspekt 
gesagt werden, dass die europäische und 
internationale Politik (z. B. in der G8- 
und der G20-Runde) dabei ist, diese Krise 
finanztechnisch und gesetzgeberisch zu 
bewältigen und damit auch hinter sich  
zu lassen. Als Ergebnis kann festgestellt 
werden, dass die auslaufende Wirtschafts-
krise für den Euro keine Gefahr mehr  
darstellt. 

2. Die Verschuldungskrise der  
EU-Staaten 

D ie Verschuldung fast aller EU-
Staaten – auch Deutschlands – 
ist zu hoch. Ein kleiner Lichtblick 

besteht darin, dass die Europäische Union 

Dr. Ingo Friedrich
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60-jähriges Jubiläum 

des EAK der CDU/CSU am Samstagvormittag, dem 17. März 2012, 
im Rahmen eines Festaktes mit anschließendem Empfang in Siegen.

Veranstaltungsort: Siegerlandhalle, Koblenzer Str. 151, 57072 Siegen

Jetzt schon vormerken: 

Dr. Ingo Friedrich
ist stellv. EAK-Bundesvorsit-
zender, Präsident des euro-
päischen Wirtschaftssenats 
und stellv. CSU-Parteivorsit-
zender

selber keine Schulden hat und auch keine 
machen darf. Hohe Staatschulden führen 
zu einer hohen Zinslast, was gerade die 
gefährdeten Staaten schon jetzt zu spü-
ren bekommen. 

G erade die „klammen“ Periphe-
riestaaten, also insbesondere 
Griechenland, Portugal, Spanien 

und Irland, müssen jetzt schon deutlich 
höhere Zinsen für staatliche Anleihen auf-
bringen, weil die Finanzmärkte ihre Boni-
tät anzweifeln. Insgesamt herrscht derzeit 
ein vergleichsweise noch sehr niedriges 
Zinsniveau, das bei einer „Normalisie-
rung“ eine deutlich höhere Zinsbelastung 
befürchten lässt. 

Aus diesen Gründen ist eine Reduzie-
rung der Staatsschulden für alle Staaten 
höchstes Gebot der 
Stunde. Dies bedeutet 
harte Einschnitte und 
leider auch unvermeid-
liche soziale Härten. 
Streiks und Proteste der betroffenen Bür-
ger sind zu erwarten. Ziel des von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel vorgeschla-
genen Wettbewerbspaktes für Europa 
ist es deshalb, die Wettbewerbsfähigkeit 
aller EU-Staaten zu verbessern, um über 
ein höheres Wachstum und nicht nur über 
Einschnitte eine Verbesserung der Finanz-
lage der EU-Staaten zu erreichen. Manche 
Zahlen aus Griechenland und Portugal 
weisen darauf hin, dass sich die Leistungs-
bilanzdefizite dieser Staaten bereits redu-
ziert haben. Wenn die Planungen posi-
tiv erfüllt werden würden, müssten die 
Staaten die angebotenen Hilfen des 

kürzlich vergrößerten Rettungsschirmes 
nur zeitweise in Anspruch nehmen, um 
dann wieder ohne Hilfen auszukommen. 

Bei einer Worstcase-Analyse, also der 
Annahme der schlimmstenfalls möglichen 
Entwicklung, könnte es sein, dass zwei 
Verläufe auftreten könnten, die uns allen 
nicht gefallen würden: Bei zu intensiver 
Inanspruchnahme des Rettungsschirms 
und einer dadurch bewirkten expansiven 
Geldvermehrung durch die Zentralban-
ken könnte in den nächsten Jahren eine 
höhere Inflationsrate als bisher die Folge 
sein. Ein zweiter Aspekt der Worstcase-
Analyse könnte darin bestehen, dass der 
eine oder andere Staat seine Schulden 
nicht mehr bedienen kann und dann eine 
Stundung von Zins und Tilgung beantra-
gen müsste. Dieser Aspekt könnte dazu 

führen, dass ein Teil 
der in diesen Staaten 
angelegten Gelder 
nicht mehr vollständig 
zurückgezahlt werden 

kann und dies führt naturgemäß zu Ver-
lusten bei den Anlegern. 

Fazit für den Bereich Verschuldung: 
Auch dadurch wird der Bestand des 
Euro nicht gefährdet, aber die bisherige 
hervorragende Entwicklung von sehr 
niedriger Inflationsrate mit absoluter 
Sicherheit aller Staatstitel würde in die-
ser Form nicht weiter Normalität sein. 
Natürlich muss die deutsche und euro-
päische Politik alles unternehmen, damit 
dieser Worstcasefall nicht eintritt und  
die bisherige Stabilität beibehalten wer-
den kann.

3. Der Bestand des Euro ist nicht  
gefährdet.

Aus obiger Analyse ergibt sich, dass 
die Währung Euro auch in den nächsten 
Jahrzehnten Bestand haben wird. Auch 
der Dollar hat in seiner 250-jährigen 
Geschichte viele Krisen und Schwan-
kungen erfahren, ohne dass er von der 
Bildfläche verschwunden ist. So wird  
sich der Euro auch langfristig als eine  
der drei wichtigsten Währungen der Welt 
behaupten. 

Auch der neue große Partner China 
ist an einer stabilen Entwicklung des 
Weltwährungssystems aus ureigenen 
Gründen (Exportweltmeister) interes-
siert. Nicht völlig ausgeschlossen wer-
den kann, dass die seit Ende des Zweiten 
Weltkrieges erreichte überdurchschnitt-
liche Stabilität von sehr niedrigen Infla-
tionsraten und absoluter Sicherheit von 
Staatsanleihen in dieser außerordentlich 
positiven Form nicht permanent beibe-
halten werden kann. Eine galoppierende 
Inflation wie wir sie in Deutschland schon 
zweimal erleben mussten, kann bei nüch-
terner Analyse aller Fakten ausgeschlos-
sen werden. In diesem Sinne ist der Euro 
auch in Zukunft eine sichere Währung. 

Eine Reduzierung der Staatsschulden 
ist für alle Staaten höchstes Gebot  
der Stunde.

Nähere Informationen hierzu erhalten Sie zeitnah in der Evangelischen Verantwortung.
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Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger MdB hat 
sich jüngst (F.A.Z. vom 10.02.2011, 

Seite 8) in die Reihe derjenigen gestellt, 
die eine jüdisch-christliche Tradition des 
Abendlandes leugnen. Nach ihrer Auffas-
sung ist Europa allenfalls von sehr ver-
schiedenen Bekenntnissen und Kirchen 
des Christentums und des jüdischen Glau-
bens geprägt, aber auch vom islamischen 
Erbe, auf das die Ausbreitung des Ver-
nunftdenkens, vermittelt durch die grie-
chischen Klassiker, zurückgehe. Daher 
gründe sich die deutsche Gesellschaft im 
Jahr 2011 auf keine bestimmte Konfes-
sion und keine ausgewählte Gruppe von 
Konfessionen. Die Basis 
bilde allein das Grund-
gesetz. Somit müssten 
der Staat und die Poli-
tiker blind für Bekennt-
nisse jedweder Art sein.

Bei allem was einen als Christ an die-
sen Ausführungen stört, verdient ein 
positiver Aspekt Beachtung: Der neu-
trale Staat soll auch nach Ansicht der 
Ministerin den Religionen und Weltan-
schauungen Entfaltungsmöglichkeiten 
bieten. Er darf also, wenn auch an den 
Gleichheitssatz gebunden, Religionen 
und Weltanschauungen wohlwollend 
und fördernd gegenüber stehen. Den-
noch glüht ein Funken des neuen – laizis-
tischen – Neutralitätsverständnisses und 
man muss aufpassen, dass dieser Funken 
nicht ein Feuer entfacht, dass sich nicht 
mehr löschen lässt. Frau Leutheusser-
Schnarrenberger spricht von öffentlicher 
Blindheit gegenüber denjenigen, die 
Bekenntnisse haben und denjenigen, die 
„bekenntnisfrei“ leben. Indem sie selbst 
von „Bekenntnisfreiheit“ spricht, zeigt 
sie, dass sie dieser den Vorzug gibt. Denn 
von der Freiheit von einem Bekenntnis 
kann man nur sprechen, wenn man die 
Zugehörigkeit zu einem Bekenntnis als 
etwas Unfreies, Zwanghaftes ansieht. Die 
Blindheit erweist sich bei einem solchen 
Vorverständnis dann aber als Bekenntnis 
zur Bekenntnisfreiheit.

Darin liegt eine Gefahr für unser 
pluralistisches Gemeinwesen, von der 
Bedrohung des christlichen Menschen-
bildes ganz zu schweigen. Wenn Politi-
ker zur „Bekenntnisfreiheit“ verpflichtet 
werden und nicht mehr zu ihrem Glau-
ben stehen dürfen – Altbundespräsi-
dent Horst Köhler hat dies beispiel-
haft getan – wächst die Gefahr einer 
Meinungsbildung unter dem Deckman-
tel der Neutralität. Das gilt vor allem 
für den schulischen Bereich, wo Kin-
der der Beeinflussung durch Lehrer aus-
gesetzt sind. Wissen Eltern und Schüler 
nicht, wo ein Lehrer steht, so werden die 
Kinder geprägt, ohne sich dessen gewahr 

z u  we rd e n .  Wi s s e n 
sie,  dass ihr  Lehrer 
Christ (selten) oder 
gar Christdemokrat 
(noch seltener)  ist , 
dann können sie seine 
Überzeugung einord-

nen und übernehmen sie nicht blind. Sie 
sehen auch, wie ein Christ lebt und han-
delt und können sich danach ausrichten 
oder auch nicht. Die stupide Verbannung 
religiöser Symbole und Bekenntnisse aus 
dem öffentlichen Raum trägt damit nicht 
zur Entfaltung von Religionen und Welt-
anschauungen bei.

Davon abgesehen ist die Behauptung 
nicht haltbar, die Herleitung der jüdisch-
christlichen Tradition des Abendlandes 
sei unhistorisch. Jesus war Jude. Die 
Lehre Jesu ist eine Auslegung der alten 
Schriften. Was das Christentum aus dem 
Judentum, aus den fünf Büchern Mose, 
überliefert hat, prägt Deutschland und 
Europa. Es mag sein, dass sich Inhalte 
des Dekalogs oder anderer Gebote auch 
andernorts finden lassen. Überliefert und 
gepredigt wurde über Jahrhunderte das, 
was Gott am Sinai geboten hat. Es findet 
sich in unserer Rechts- und Wirtschafts-
ordnung wieder. Auch heute richten sich 
die meisten Menschen in diesem Land 
danach: Das Tötungsverbot wird geach-
tet und sogar auf den Staat erstreckt. Die 
meisten Ehen werden nicht geschieden. 

Väter und Mütter werden geehrt und 
gepflegt. Lüge, Gier und Diebstahl wer-
den als unanständig angesehen und das, 
obwohl zum Teil keine Strafdrohung exis-
tiert. Allein das Gewissen entscheidet, 
geprägt von einem christlichen Umfeld. 

Wir haben gesehen, wohin es führt, 
wenn die religiöse Prägung eines Volkes 
gelöscht wird. Dies geschah im Natio-
nalsozialismus, der den Führerglauben 
an die Stelle des Gottesglaubens stellte. 
Dies geschah im Sozialismus, der den 
Glauben an den neuen Menschen verbrei-
tete. Beide Ideologien haben uns nicht 
gut getan und unsägliches Leid gebracht. 
Doch beiden und auch anderen Welt- 
anschauungen ist gemein,  dass der 
Mensch sich nicht vor einem Höheren 
verantworten muss. Muss er dies nicht 
mehr, so ist er in allem frei – in der Demo-
kratie jedenfalls, wenn er genügend 
andere überzeugt. 

D ann können auch Grundrechts-
inhalte plötzlich anders verstan-
den werden. So kann es kommen, 

dass heute einem behinderten oder alten 
Menschen Würde zukommt, morgen viel-
leicht nicht mehr. Welche Basis bietet das 
Recht dann noch?

Mit anderen Worten: Es schadet 
weder dem Staat noch der Gesellschaft, 
wenn Menschen an einen Gott glauben. 
Es schadet noch weniger, wenn sie an 
einen Gott glauben, der gebietet: „Liebe 
Deinen Nächsten wie Dich selbst“ oder 
„Liebe Deinen Nächsten, denn er ist wie 
Du“. Sollte der Staat demgegenüber wirk-
lich blind sein?

Muss der Staat blind für 
Bekenntnisse jedweder Art sein? 

Dr. iur. Winfried Klein,
Vorsitzender des EAK  
Heidelberg

Es schadet weder dem Staat noch 
der Gesellschaft, wenn Menschen 
an einen Gott glauben, der gebie-
tet: „Liebe Deinen Nächsten wie  
Dich selbst“.

Eine Erwiderung

Kontroverse
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Einladung zur
48. Bundestagung
des EAK der CDU/CSU
am 13. Mai 2011 in Berlin

Rede des EAK-Bundesvorsitzenden und Parlamentarischen Staatssekretärs 
im Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), 
Thomas Rachel MdB

Freitag, 13. Mai 2011

13.00 Uhr  Eröffnung  im Foyer der CDU-Bundesgeschäftsstelle
 

 Grußworte:
Dr. Markus Dröge, 
Landesbischof der Ev. Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz

Hans-Georg von der Marwitz MdB, 
Ländervorsitzender des EAK Berlin-
Brandenburg

Frank Henkel MdA, Landesvorsitzender 
und Spitzenkandidat der CDU Berlin für 
das Amt des Oberbürgermeisters

im Anschluss

Bundesarbeitskreissitzung mit Neuwahlen des EAK-Bundesvorstandes

15.30 Uhr – 16.00 Uhr Kaffeepause

Thema: 

„Unsere Schöpfungsverantwortung – Orientierungen für eine 
 nachhaltige Umwelt- und Klimapolitik“
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18.00 Uhr – 19.15 Uhr Abendessen

19.15 Uhr – 21.00 Uhr Theologisches Abendgespräch:  
 „Dass er ihn bebaute und bewahrte (1 Mos 2,15)“ –   
 Unsere christliche Verantwortung in der ökologischen Krise 

Anforderung der Anmeldeunter- 
lagen auf der nächsten Seite

Dr. Rolf Martin Schmitz, 
Mitglied im Vorstand  
der RWE-AG

ab ca. 21.00 Uhr Abendempfang

Tanja Gönner, 
Ministerin für Umwelt,  
Naturschutz und Verkehr  
des Landes Baden-Württemberg 

Prof. Dr. Jürgen Moltmann (em.), 
Systematischer Theologe
 
 

Pastor Dr. Thomas Schaack,
Sprecher der Arbeitsgemeinschaft der 
Umweltbeauftragten der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (AGU)

(Änderungen vorbehalten)

16.00 Uhr – 17.00 Uhr Rede der Bundeskanzlerin 
 und Parteivorsitzenden der  
 CDU Deutschlands, 
 Dr. Angela Merkel MdB

17.00 Uhr – 18.00 Uhr Vortrag des Bundesministers 
 für Umwelt, Naturschutz und  
 Reaktorsicherheit, 
 Dr. Norbert Röttgen MdB

Prof. Dr. Jürgen Augustin,
Institutsleiter für Landschafts-
stoffdynamik am Leibnitz-Zentrum  
für Agrarlandschaftsforschung

Prof. Dr. habil. Wolfgang Merbach,
Beisitzer im EAK-Bundesvorstand

Moderation:
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Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU
Bundesgeschäftsstelle  
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin

Antwort
zur Verwendung im Fensterumschlag oder als Faxformular

Telefax: 030/220 70-436

E-Mail: eak@cdu.de
www.eak-cducsu.de

Bitte senden Sie mir die Unterlagen für meine Anmeldung zur 
48. Bundestagung des EAK der CDU/CSU am 13. Mai 2011 in 
Berlin zu.

Name Vorname

Straße Postleitzahl, Ort

Telefon/-fax E-Mail

Die Anmeldeunterlagen können Sie auch 
telefonisch unter 030 22070-432 bei der 
Bundesgeschäftsstelle anfordern. Diese 
senden wir Ihnen unmittelbar nach der 
Druckfertigstellung per Post zu. 

Anmeldeschluss ist der 2. Mai 2011.
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Evangelisches Leserforum

Im Jahr 1994 gaben Günter Brakelmann und Traugott 
Jähnichen den Quellenband „Die protestantischen Wurzeln der 
Sozialen Marktwirtschaft“ heraus. In ihrer Einleitung schrieben 
sie: „Das Konzept ‘Soziale Marktwirtschaft’ ist in wesentlichen 
Zügen von den sozialethischen Traditionen des Protestantismus 
mitbestimmt. Für die unmittelbare Nachkriegszeit lässt sich 
diese These sogar dahingehend zuspitzen, dass eine direkte Ver-
bindungslinie zwischen der sozialethischen Diskussion des Pro-
testantismus und der Begründung des Konzepts ‘Soziale Markt-
wirtschaft’ besteht. Im Unterschied zur sozialdemokratischen 
und gewerkschaftlichen Forderung nach einer gelenkten Wirt-
schaft und dem im sozialen Katholizismus mehrheitlich propa-
gierten ‘christlichen Sozialismus’ einerseits und im Unterschied 
zur von den liberalen Parteien geforderten freien Marktwirt-
schaft andererseits sind es vor allem in der Tradition des sozi-
alen Protestantismus stehende Theoretiker, die eine neue 
Synthese sozialer Verantwortung und marktwirtschaftlicher 
Effizienz anstreben.“

16 Jahre später – 2010 – erschien als Online-Publikation 
der Sammelband „Wem gehört die ,Soziale Marktwirtschaft‘? 
Herkunft und Zukunft einer bundesrepublikanischen Erfolgs-
formel“ 

Diese Publikation der „Ökumenischen Arbeitsgemeinschaft 
sozialethischer Institute“ (ÖASI) ruft in Erinnerung, dass „Soziale 
Marktwirtschaft“ niemals ein geschlossenes Modell war. Aus der 
Fülle der lesenswerten Beiträge markieren drei Artikel den brei-
ten Bogen der unterschiedlichen Antwortangebote:

•  Traugott Jähnichen, Professor für Christliche Gesellschafts-
lehre an der Evangelisch-Theologischen Fakultät an der Ruhr-
Universität Bochum, betont, dass die Begründer der Sozialen 
Marktwirtschaft „in bewusster Reflexion ihres protestan-
tischen Hintergrundes großen Wert“ darauf gelegt hätten, 
„dass es sich nicht um eine konfessionell einseitig festge-
legte Konzeption handelt, gleichwohl haben sie deren nor-
mative Grundlagen und deren Anschlussfähigkeit für eine 
bewusst christliche Lebensführung betont.“ Die Konzeption 
der Sozialen Marktwirtschaft sei eine Wirtschaftsordnung, 
die „an die Moral der Menschen zwar nicht geringe, aber 
erfüllbare Anforderungen stellt“ (von Dietze). 

•  Nach Philip Manow entzündete sich ein Konflikt im Jahr 
1957 zwischen einem „katholischen Flügel der CDU und 
einem protestantischen, atlantischen und dabei hochgra-
dig sozialstaatskritischen Flügel, wie er von Erhard reprä-
sentiert wurde.“ Während in der Rentenreform, also in der 
Ausweitung des Sozialstaates, der katholische Flügel seinen 
Teil erhalten habe, sei bei der Durchsetzung der Römischen 
Verträge die ordoliberale Fraktion durchaus erfolgreicher 
gewesen, so der Professor für Moderne Politische Theorie 
am Institut für Politische Wissenschaft der Ruprecht-Karls-
Universität Heidelberg. Manow entwickelt die These von 

der „Sozialen Marktwirtschaft als interkonfessionellen Kom-
promiss“, unter dessen Dach diese unterschiedlichen Positi-
onen zusammengeführt wurden. Möglich sei dies gewesen, 
weil sich das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft scharf 
abgrenze von den liberalen Marktwirtschaften angelsäch-
sischer Prägung. Er spricht von einem „antiliberalen Grund-
zug des Ordoliberalismus“. 

•  Bernhard Emunds berichtet in seinem Beitrag „Ungewollte 
Vaterschaft. Katholische Soziallehre und Soziale Marktwirt-
schaft“ von einem Treffen im Jahre 1963, das zwischen füh-
renden Vertretern des Ordoliberalismus und der deutschen-
sprachigen Katholischen Soziallehre in einem Augsburger 
Hotel stattgefunden habe: „Schon die Tatsache, dass das 
Gespräch in einem Hotel stattfand und z. B. nicht in einer 
der Katholischen Akademien, die eigens für solche Dialoge 
unterhalten werden, belegt die Einschätzung eines der Betei-
ligten, dass das Treffen ,von katholischer Seite ... als recht 
heikel empfunden‘ wurde.“ Zwei Gründe führt der Profes-
sor für Christliche Gesellschaftsethik und Sozialphilosophie 
an der Philosophisch-Theologischen Hochschule St. Georgen 
dafür an: Zum einen wurde aus katholischer Sicht der Ordo-
liberalismus „vor allem als eine weitere Spielart des Libera-
lismus wahrgenommen, gegen den man genauso zu sein 
hatte wie gegen den Sozialismus.“ Und: „Der zweite Grund, 
warum sich die katholischen Sozialethiker in den 1950er Jah-
ren nicht für die Soziale Marktwirtschaft begeisterten, war, 
dass sie einen eignen Entwurf für die Wirtschaftsordnung 
hatten, die sie verwirklichen wollten: die Berufsständische 
Ordnung.“ Er weist auch auf die Binnendifferenzierungen 
innerhalb der Ansätze zu der Konzeption der Sozialen Markt-
wirtschaft hin: Die Kölner Linie betone die Notwendigkeit 
des sozialstaatlichen Ausgleiches, während die Freiburger 
Linie mehr auf den Wettbewerb setze. 

Die Eigentumsfrage wird also unterschiedlich beantwortet. 
Wer nicht über seine Herkunft Bescheid weiß, findet keine guten 
Wege für die Zukunft. Deshalb ist die Eigentumsfrage so wichtig, 
für deren Beantwortung diese Aufsatzsammlung hervorragende 
Angebote bietet. Sie ist eine Pflichtlektüre, für alle, die sich zur 
Sozialen Marktwirtschaft grundlegend äußern wollen. 

Für die aktuelle Standortbestimmung mag er zu einer wei-
teren Frage hinführen: Wie geschichtsvergessen ist die These, 
nach der heute durch einen vermuteten Linksruck von protestan-
tischer Seite („Sozialdemokratisierung der CDU“) ein Verrat des-
sen stattfände, was den Kern der CDU in ihrer Gründungszeit 
ausgemacht habe?

Empfehlung *****

Ökumenische Arbeitsgemeinschaft 
sozialethhischer Institute (Hrsg.),
Wem gehört die ,Soziale Markt-
wirtschaft‘? Herkunft und 
Zukunft einer bundesrepublika-
nischen Erfolgsformel
Online-Publikation 2010,
www.ethik-und-gesellschaft.de,  
Rubrik: Archiv

(Dr. Michael Franz, EAK-Bundesvorstandsmitglied)
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Aus unserer Arbeit

Aus unserer Arbeit

Jahrestagung des EAK Thüringen

Am 13. Novem-
ber 2010 fand im 
Thüringer Landtag 
in Erfurt die Jahres-
tagung des Evan -
gelischen Arbeits-
kreises Thüringen 
statt. Die Teilnehmer 
befassten sich mit 
dem Spannungsfeld 
von Kulturnation, 
Nationalkultur und 
Integration sowie 

mit dem Verhältnis von Protestantismus 
und Nation im sich wandelnden deut-
schen Nationalstaat.

Der Stellvertretende Präses der Sy-
node der EKD, Ministerpräsident a.D. Dr. 
Günther Beckstein forderte die Kirchen 
auf, „sich mit Lust und Leidenschaft“ des 
Themas Integration anzunehmen. „Men-
schen in Deutschland und in die Gesell-
schaft zu integrieren, heißt immer auch sie 
in ein massiv von katholischer und evan-
gelischer Kirche geprägtes Wertegeflecht 
zu integrieren. Integration ist immer ein 
Plädoyer für christliche Werte und daher 
Christenpflicht.“ Der EAK-Landesvorsit-
zende, Prof. Dr. Jens Goebel, betonte: „Im 
immer heterogeneren Integrationsland 

abzielt, der hat nichts zu suchen in un-
pserem Land“, so Beckstein.

Der EAK-Bundesvorsitzende und 
Parlamentarische Staatssekretär Tho-
mas Rachel MdB bezeichnete das Buch 
von Thilo Sarazin als nicht hilfreich in 
der notwendigen Debatte. „Die Thesen, 
die dort vertreten werden, sind mit dem 
christlichen Menschenbild nicht verein-
bar.“ Allerdings sei Multikulti geschei-
tert. Integrationspolitik müsse sich viel-
mehr auf das Grundgesetz und auf die 
gemeinsamen kulturellen Werte bezie-
hen. Deutschland sei ein Integrationsland. 
Dabei müsse die Grundidee des Dialogs 
der Religionen – Klarheit und gute Nach-
barschaft – stärker als bisher beachtet 
werden, so Rachel. Er kündigte an, dass 
die Bundesregierung Islamische Theolo-
gie an den Universitäten verstärkt unter-
stützen und fördern werde.

Neben Günther Beckstein, und Tho-
mas Rachel MdB, nahmen der Tübinger 
Historiker Prof. Dr. Dieter Langewiesche,
der Theologe Dr. Ehrhart Neubert, der 
Generalsekretär der CDU Thüringen,  
Dr. Mario Voigt MdL, und der letzte Bun-
desvorsitzende der Schüler Union, Younes 
Ouaqasse, an der Jahrestagung teil.

Prof. Dr. Jens Goebel

Zu Kulturnation, Nationalkultur und Integration

Deutschland mit seinem wachsenden Inte-
grationsbedarf stehen Grundkoordinaten 
unseres Zusammenlebens auf dem Prüf-
stand, müssen neu begründet oder modi-
fiziert werden. In Deutschland leben rund 
3,5 Mio. Muslime. Vor diesem Hintergrund 
kommt den christlichen Kirchen eine wich-
tige Rolle zu, denn diese haben ein großes 
integratives Potenzial.“

Grundlage des Zusammenlebens sei 
unsere Verfassungswirklichkeit, so Beck-
stein weiter. Jeder der nach Deutschland 
komme, habe die Pflicht, sich in seinem 
neuen Heimatland zu integrieren. Dazu 
sei es Grundvoraussetzung, möglichst 
schnell und gut deutsch zu lernen. „Jeder 
Zuwanderer hat die demokratische Ord-
nung der Bundesrepublik zu respektie-
ren und damit auch die im Grundgesetz 
verankerten Grundrechte. Die Kultur, die 
das Gastland über Jahrhunderte hinweg 
geprägt hat, muss als Grundlagenkultur 
und als Leitkultur des öffentlichen und 
teilweise auch privaten Handelns akzep-
tiert werden – ohne dass damit die For-
derung nach einer völligen Assimilation 
verbunden wäre.“ Entscheidender Grad-
messer sei, dass keine Parallelgesell-
schaften entstünden. „Wer auf die Aus-
bildung solcher Parallelgesellschaften 

J ü r g e n  S c h a r f 
MdL  (s.  Bild l inks) 
heißt der alte und 
n e u e  L a n d e s v o r -
sitzende des Evan-
gelischen Arbeits-
k re i s e s  ( E A K )  d e r 
CDU Sachsen-Anhalt. 
Scharf, der zugleich 
CDU-Fraktionsvor-
sitzender im Landtag 

Neuer Vorstand des 
EAK Sachsen-Anhalt 

von Sachsen-Anhalt ist, wurde auf der 
Mitgliedervollversammlung des EAK auf 
Schloss Wendgräben bei Magdeburg 
für weitere zwei Jahre im Amt bestätigt. 
Als seine Stellvertreter wurden Prof. Dr. 
Wolfgang Merbach (Meuschau) und Jür-
gen Gerlach (Falkenstein/Harz) gewählt. 
Als Schriftführer wurde Holm Dietze, 
als Beisitzer Frank P. Dietrich, Dr. Uwe 
Heuck, Karsten Knolle, Karl-Martin 
Kuntze, Pfr. Bernhard Ritter, Jonathan 

Rumpold, Alexander Hannemann und 
Wolfgang Löw gewählt. 

In seinem Rechenschaftsbericht 
betonte Scharf die Bedeutung des EAK 
Sachsen-Anhalt als Forum für ethische 
und lebensweltliche Fragestellungen  
in der CDU und als Dialogpartner für 
evangelische Kirchen und Freikirchen. 
Er erinnerte an die Debatte über eine 
Novel le des Feiertagsgesetzes,  die 
immer wieder mit recht vordergründigen 
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Meditation

Ostern 2011
„Als sie aber davon redeten, trat er selbst,  
Jesus, mitten unter sie und sprach: Friede 
sei mit Euch!“ (Lk 24,36)

Die Wünsche und Grüße unserer Alltagskorrespondenz und -kommunikation pfle-
gen größtenteils auf bewährte Sprachspiele, Formen und Standards zurückzugreifen: 
So schreiben wir „Mit freundlichen Grüßen“ am Schluss eines Briefes oder wünschen 
„Alles Gute“. Wohl jeder von uns hat sich wohl schon einmal selbst dabei ertappt, 
dass solche Grußformeln im Grunde genommen immer drohen, zu bloßen Floskeln 
zu erstarren. Im Gerede und Geplapper unserer Tage erschrickt man dann beispiels-
weise schon einmal, wenn auf die beliebte Eingangsfrage „Wie geht´s?“ kein (erwar-
tetes) „Danke, gut!“, sondern eine ehrliche, womöglich ungewohnte, ergreifende oder 
gar verstörende Antwort kommt. 

Der österliche Friedensgruß des Auferstandenen löst auch zunächst großes 
Erschrecken bei den Jüngern, ja geradezu Furcht, aus. Dies ist ein durch Mark und 
Bein gehendes, zutiefst kreatürliches Erschrecken darüber, dass sich hier – ein für 
alle Mal – eine radikale Unterbrechung der irdischen Alltagsroutine ereignet hat. Und 
diese heilsame Erschütterung unserer oft so trügerischen menschlichen Sicherheiten 
reicht vom ersten Ostermorgen bis heute: Im Hier und Jetzt unserer abgestumpften 
Gewohnheiten und eingefahrenen Arrangements will uns der barmherzige Gott heil-
sam herausrufen und durch seinen lebensschaffenden Geist verändern und verwan-
deln. Sein österlicher Friede ist der Grund all unserer Hoffnung! 

(Christian Meißner)

Meditation

Argumenten einer angeblich größeren 
Freiheit, die die Bürger wünschten, auf- 
flackert. Feiertage sind das Tafelsilber 
einer Gesellschaft, das nicht leichtfertig 
versetzt werden dürfe, erinnerte Scharf. 
„Eine Gesellschaft, die sich eines in der 
Tradition herausgebildeten Jahreskreises 
nicht mehr bewusst sein will, wird auch 
Schwierigkeiten haben, einen Weg in 
eine lebenswerte Zukunft zu finden.“, 

bilanzierte der EAK-Landesvorsitzende 
das Engagement des EAK. 

Auf Einladung der Konrad-Adenauer-
Stiftung hatten sich u.a. Vertreter des 
EAK Sachsen-Anhalt am Wochenende 
auf Schloss Wendgräben in einer Tagung 
unter dem Titel „Mission und Toleranz“ 
mit christlichen Werten in der Politik 
beschäftigt.



S p e n d e  f u e r  E A K - E m p f a n g

Bitte unterstützen Sie die Arbeit des Evangelischen Arbeitskreises!
Gerade in den Zeiten eines schwindenden christlichen Glaubens- und Wertebewusstseins darf unsere evangelische 

Stimme in Politik und Gesellschaft nicht verstummen, sondern muss auch weiterhin klar und deutlich vernehmbar blei-
ben. Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU (EAK) setzt sich nun seit 59 Jahren dafür ein. Wir werden unsere poli-
tischen Ziele aber nur dann auch weiterhin erreichen können, wenn Sie uns dabei tatkräftig unterstützen und wenn wir 
gemeinsam genau wissen, wo wir stehen und gewiss und freudig bekennen, von wo wir herkommen.

Stellvertretend für die Unionsparteien wird auch in diesem Jahr der Evangelische Arbeitskreis wieder zu  
seinem großen politischen Empfang anlässlich eines Kirchentages laden. In guter Tradition werden wir, dieses 
Mal in Dresden, den Austausch zwischen Vertretern aus Kirche, Politik und Gesellschaft fördern und festigen. Wir 
freuen uns auf hochrangige Gäste und spannende Diskussionen. 

Ihre Güte und Großzügigkeit, mit der Sie uns in den vergangenen Monaten erneut unterstützt haben, und auf die 
wir auch weiterhin hoffen, möge Gott vielfältig segnen. Mögen Sie, Ihre Familien und Ihre Lieben in der Osterzeit Kraft 
und Hoffnung, Friede und Freude erfahren von dem, der da ist und der da war und der da kommen wird. 

Ihre Spende können Sie im Rahmen der einschlägigen steuergesetzlichen Vorschriften steuermindernd geltend machen. 


